
„G enerationengerechtigkeit
und Stabilität im Versor-
gungswerk“ lautete das

Thema einer Informationsveran-
staltung der Ärztekammer Nord-
rhein Mitte Januar in Düsseldorf.
Rund 200 Ärztinnen und Ärzte wa-
ren der Einladung ihrer Kammer
gefolgt, sich über die Gründe für die
zum Jahresbeginn in Kraft getrete-
nen Satzungsänderungen bei der
Nordrheinischen Ärzteversorgung
(NÄV) zu informieren. Diese Ände-
rungen hatte die Kammerversamm-
lung der Ärztekammer Nordrhein
am 22. März 2003 beschlossen, damit
Leistungsfähigkeit und Unabhän-
gigkeit der NÄV auch künftig ga-
rantiert bleiben (siehe hierzu Rheini-
sches Ärzteblatt Mai 2003, Seite 17 f.,
im Internetangebot der Ärztekammer
Nordrhein verfügbar unter www.aek-
no.de/archiv/2003/ 05/017.pdf).

Handlungsbedarf

Die Kammerversammlung sah
einen dringenden Handlungsbe-
darf, weil die längere Lebenserwar-
tung, eine schlechte Entwicklung
der Kapitalmärkte und rückläufige
Beitragseinnahmen zu einer De-
ckungslücke von 1,5 Milliarden Eu-
ro geführt hatten. Die Beschlüsse
haben zum Ausgleich dieser Lücke
geführt. Im Einzelnen sehen die Sat-
zungsänderungen vor:
➤ Die bisher acht „Grundjahre“

werden – gestaffelt nach Jahr-
gangsstufen – bis auf drei Jahre
für die jüngeren Jahrgänge redu-
ziert, was zu verringerten Ren-
ten-Anwartschaften führt.

➤ Die Beitragsbemessungsgrenze
der Bundesversicherungsanstalt
für Angestellte wird künftig in

die Berechnung der durch-
schnittlichen Versorgungsabgabe
miteinbezogen. Damit kann das
Versorgungswerk auf eine zeitna-
he  Berechnungsgrundlage zu-
rückgreifen (die bisherige Ver-
sorgungsabgabe errechnete sich
auf der Basis des vorletzten Ge-
schäftsjahres). Außerdem stärkt
die Ausrichtung an der allgemei-
nen Lohn- und Gehaltsentwick-
lung die Dynamik der ärztlichen
Altersvorsorge, was vor allem
den jüngeren Ärztinnen und Ärz-
ten zugute kommen wird.

➤ Bei Leistungsanpassungen kön-
nen künftig Anwartschaften und
Renten, die bisher gleich behan-
delt wurden, unterschiedlich be-
handelt werden. So lassen sich
Nachteile der Rentenanwärter im
Vergleich zu den Rentnern, deren
Ansprüche durch die beiden ers-
ten Satzungsänderungen nicht be-
troffen sind, bei künftigen Leis-
tungserhöhungen ausgleichen.

Eine gerechte Lösung

Diesem Beschluss war eine aus-
führliche Diskussion vorausgegan-
gen, die sich vor allem um die Fra-
ge der Generationengerechtigkeit
drehte: Ist es gerecht, die Renten-
Erwartungen der jüngeren Jahrgän-
ge durch die Satzungsänderungen
zunächst einmal deutlich zurückzu-
schrauben, die der älteren Jahrgän-
ge dagegen kaum? Ist  es gerecht,
dass die Rentner ihren Beitrag zur
Schließung der Deckungslücke
nicht sofort leisten müssen? Die
Kammerversammlung kam mit gro-
ßer Mehrheit zu dem Ergebnis, dass
die von den NÄV-Gremien vorge-
schlagene Lösung auch unter dem

Gesichtspunkt der Generationen-
gerechtigkeit annehmbar ist – zu-
mal die gegenwärtige Nicht-Beteili-
gung der Rentner an der Schließung
der Deckungslücke durch eine stär-
kere Anhebung der Anwartschaften
in künftigen Jahren ausgeglichen
werden soll.

Ihre Kritik an dieser Entschei-
dung hatten 15 junge Ärztinnen und
Ärzte im Vorfeld der Kammerver-
sammlung am 22. November 2003 in
Düsseldorf artikuliert. Die Kam-
merversammlung hatte daraufhin
einem ihrer Vertreter, Dr. Thorsten
Schmidt aus Aachen, das Recht zu
einem Statement eingeräumt. Er
hielt den Delegierten vor, eine „ab-
solut unverständliche“ und unge-
rechte Entscheidung getroffen zu
haben: „Die beschlossene Satzungs-
änderung kürzt … die Rentenan-
wartschaften der jüngeren Genera-
tion unverhältnismäßig stark um bis
zu 25 Prozent, um die Kürzung bei
den älteren Generationen möglichst
minimal zu halten.“ Schmidt kriti-
sierte auch, die Problematik sei im
Vorfeld der Entscheidung in der
innerärztlichen Öffentlichkeit nicht
ausreichend diskutiert worden.
Daraufhin hatte der Präsident der
Ärztekammer Nordrhein, Professor
Dr. Jörg-Dietrich Hoppe, weitere
„Aufklärungsarbeit“ im Rahmen ei-
ner Informationsveranstaltung ver-
sprochen.

Umfassende Information

Bei dieser Veranstaltung Mitte
Januar im „Haus der Ärzteschaft“
in Düsseldorf erläuterte Rudolf
Henke MdL, Vorstandsmitglied der
Ärztekammer Nordrhein und Mit-
glied des Aufsichtsausschusses der
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NÄV, den Teilnehmern ebenso um-
fassend wie der Kammerversamm-
lung am 22. März 2003 den Hinter-
grund und die Zielrichtung der Sat-
zungsänderungen.

Ihre Alternativ-Vorstellungen zu
den beschlossenen Satzungsände-
rungen präsentierte die Gruppe
junger Ärztinnen und Ärzte um 
Dr. Thorsten Schmidt, Dr. Markus
Kilbinger, Bastian Ott und Dr.
Felix Schoth, die sich als Arbeits-
gruppe „Generationen Gerechtig-
keit für Ärzte (AG GenGerAe)“
zusammengeschlossen hat. Nach
deren Modell würden die Mitglie-
der durch ihre Beitragszahlungen
weitgehend ein individuelles Ren-
tenguthaben aufbauen, wie Schmidt
dem Rheinischen Ärzteblatt erläu-
terte.

Dieses Guthaben soll jährlich
entsprechend der wirtschaftlichen
Entwicklung des Versorgungswerks
um einen „Bilanzfaktor“ nach oben
oder – bei einer ungünstigen wirt-
schaftlichen Entwicklung – nach un-
ten korrigiert werden.Auf der Basis
des so erwirtschafteten Rentengut-
habens und der jahrgangsspezifi-
schen Lebenserwartung soll sich
schließlich die monatliche Renten-
zahlung ergeben, so das von der Ar-
beitsgemeinschaft GenGerAe vor-
geschlagene Berechnungsschema.

„Alte“ und „neue“ Ansprüche

Dieses Modell soll nach einer
Übergangszeit in Kraft treten, so die
Arbeitsgemeinschaft. Während die-
ser Zeit kennt deren Modell „alte“
Renten und Anwartschaften, die
vor einem festzulegenden Stichtag
erworben wurden, und „neue“ Ren-
ten und Anwartschaften, die danach
erworben wurden. Renten und An-
wartschaften sollen als „Ansprü-
che“ gleich behandelt werden. Die
jungen Ärztinnen und Ärzte schla-
gen vor, „alte“ Ansprüche zunächst
entweder einzufrieren oder pau-
schal abzusenken.

In beiden Fällen tragen die „al-
ten“ Ansprüche zunächst nicht zur
Schließung der Deckungslücke bei,
so die GenGerAe. Daher schlägt sie

vor, den Anteil der „alten“ Ansprü-
che an der Deckungslücke zunächst
mittels Kürzung der „neuen“ An-
sprüche zu schließen. Alle „neuen“
Ansprüche sollen pauschal um den
Prozentsatz gekürzt werden, der bi-
lanztechnisch zum Ausgleich der Fi-
nanzierungslücke durch die „alten“
Ansprüche führt.

Auch eine nach dem Alternativ-
konzept denkbare pauschale Ab-
senkung der „alten“ Ansprüche
müsste nach Auffassung der Gen-
GerAe zunächst durch Reduktio-
nen „neuer“ Ansprüche finanziell
abgesichert werden. Denn es ist
fraglich, ob Rentenkürzungen recht-
lich überhaupt möglich sind. Daher
wollen die jungen Ärztinnen und
Ärzte Rückstellungen bilden, bis
diese Frage geklärt ist. Sollten sich
die Kürzungen als rechtmäßíg her-
ausstellen, könnte nach der recht-
lichen Klärung die wegen der
Rückstellungen notwendige Re-
duktion der „neuen“ Ansprüche
aufgehoben werden, so die Vorstel-
lung der Arbeitsgemeinschaft Gen-
GerAe.

Die Berechnung der „neuen“
Ansprüche, die nach dem Stichda-
tum erworben werden, soll auch
während der Übergangszeit bereits
auf der Basis des neuen Berech-
nungsschemas erfolgen. Damit wür-
den die „neuen“ Ansprüche auf-
grund des „Bilanzfaktors“ quasi
automatisch ihren Beitrag zur Be-
seitigung der Deckungslücke leis-
ten. Der Anteil der Finanzierungs-
lücke, der durch die „alten Ansprü-
che“ verursacht, aber durch Reduk-
tion der „neuen“ Ansprüche getra-
gen wird, soll durch eine unter-
schiedliche Dynamisierung „alter“
und „neuer“ Ansprüche in der Zu-
kunft ausgeglichen werden. Und
zwar sollen nach den Vorstellungen
der GenGerAe nur die „neuen“
Anwartschaften und Renten ent-
sprechend der Bilanzlage der NÄV
dynamisiert werden. Die „alten“
Anwartschaften und Renten wer-
den erst dann wieder gleich behan-
delt, wenn die „neuen“ Ansprüche
das Niveau der „alten“ erreichen.
Die in dem Modell der GenGerAe

vorgesehene Übergangszeit soll en-
den, wenn für das einzelne Mitglied
(Rentner und Anwärter) der Leis-
tungsanspruch, der sich aus „alten“
und „neuen“ Ansprüchen zu-
sammensetzt, nach dem „neuen“
Berechnungsschema ein höheres
Rentenguthaben und damit eine
höhere monatliche Rente ergibt als
dies mit der Übergangsregelung der
Fall wäre.

Als Vorteile ihres Modells sieht
die Arbeitsgemeinschaft GenGerAe:
➤ Transparenz bei der Lastenver-

teilung auf die einzelnen Genera-
tionen bei der Schließung der
Deckungslücke

➤ Transparenz für die Mitglieder
bei der Berechnung Ihrer An-
wartschaften

➤ Renten und Anwartschaften wer-
den weiterhin gekoppelt dynami-
siert. Es wird lediglich zwischen
„alt“ und „neu“ erworbenen An-
sprüchen unterschieden. Errei-
chen die „Neuen“ das Niveau der
„Alten“, läuft das System in eine
gleiche Dynamisierung aller An-
sprüche aus.

➤ Bessere Kompatibilität mit dem
Europarecht

➤ Planungssicherheit für die NÄV
und für die Mitglieder hinsicht-
lich der Höhe der zu erwartenden
Rentenzahlungen und der wirt-
schaftlichen Situation der NÄV

Ausführliche Diskussion

Die Teilnehmer der Informa-
tionsveranstaltung diskutierten aus-
führlich über die beschlossenen Sat-
zungsänderungen und die Ideen der
jungen Ärztinnen und Ärzte. Kam-
merpräsident Professor Dr. Jörg-
Dietrich Hoppe sagte zu, dass die
Gremien von Ärztekammer und
Ärzteversorgung über die Frage der
Generationengerechtigkeit im Ver-
sorgungswerk weiter diskutieren
werden. Das vorgestellte Alterna-
tivmodell ist nach seiner Auffassung
dahingehend zu prüfen, ob dieser
der privaten Lebensversicherung
ähnliche Ansatz vereinbar ist mit
dem bestehenden Solidarsystem des
offenen Deckungsplan-Verfahrens,
das sich über eine solide Kapitalab-
deckung, aber auch über kollektive
Umlage-Elemente finanziert.
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